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Sehr geehrte Damen und Herren

Neu sollen – mit einigen Ausnahmen – alle Haushalte und Unternehmen eine Abgabe für Radio und Fernsehen bezahlen. Diese Abgabe soll von jedem Haushalt und Unternehmen entrichtet werden und ist nicht mehr an die Existenz eines Empfangsgeräts gekoppelt.

Diese Forderung ist aus folgenden Gründen ungerecht und sogar fragwürdig:

a) Laut Bundesamt für Statistik besitzen 8 Prozent der Schweizer Haushalte keinen Fernseher (10 Prozent kein Mobiltelefon, 20 Prozent keinen Computer) und müssen neu etwas mitfinanzieren, das sie nicht wollen.

b) Einpersonenhaushalte, die zum selben Tarif wie Mehrpersonenhaushalte belastet werden, müssen Mehrpersonenhaushalte generell mitfinanzieren: Je mehr Personen in einem Haushalt wohnen, desto mehr Geräte werden in aller Regel unabhängig voneinander verwendet.  
c) Es gibt Leute, die es schaffen, der ganzen Medienflut zu trotzen. Diese müssten doch belohnt und nicht bestraft werden. Fernsehsucht ist ein Phänomen, das nicht auf die leichte Schulter zu nehmen ist.
Aus den genannten Gründen ist dringend davon abzuraten, die Fernsehgebühren auf alle – unabhängig vom effektiven Konsum – zu verteilen. Ich bitte Sie, diese Argumente zu berücksichtigen.

Freundliche Grüsse

(Unterschrift)

